
Anlage 1
§ 27 Politische Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte

Geltende Gesetze und Verordnungen (SGV. NRW.) mit Stand vom 17.7.2019

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), Bekanntmachung
der Neufassung vom 14.07.1994

§ 27 Politische Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte

(1) In einer Gemeinde, in der mindestens 5 000 ausländische Einwohner ihre
Hauptwohnung haben, ist ein Integrationsrat zu bilden.

In einer Gemeinde, in der mindestens 2 000 ausländische Einwohner ihre
Hauptwohnung haben, ist ein Integrationsrat zu bilden, wenn mindestens 200
Wahlberechtigte gemäß Absatz 3 Satz 1 es beantragen.

In anderen Gemeinden kann ein Integrationsrat gebildet werden.

Der Integrationsrat wird gebildet, indem die Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 gewählt
werden und die  om Rat nach Absatz 2 Satz 4 bestellten Ratsmitglieder hinzutreten.
Die Zahl der nach Absatz 2 Satz 1 zu wählenden Mitglieder muss die Zahl der nach
Absatz 2 Satz 4 zu bestellenden Ratsmitglieder übersteigen.

(2) In allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl werden für die
Dauer der Wahlperiode des Rates die Mitglieder nach Listen oder als Einzelbewerber
gewählt. Für die Mitglieder nach Listen und die Einzelbewerber können Stellvertreter
gewählt werden.

Die Wahl der Mitglieder findet am Tag der Kommunalwahl statt; in den Fällen des
Absatz 1 Satz 2 und 3 ist auch eine spätere Wahl zulässig.

Für den Integrationsrat bestellt der Rat aus seiner Mitte die weiteren Mitglieder. Die
Bestellung von Stellvertretern ist zulässig.

(3) Wahlberechtigt ist, wer
1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist,
2. eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,
3. die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder
4. die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 des
Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3458), erworben hat.

Darüber hinaus muss die Person am Wahltag
1. 16 Jahre alt sein,
2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und
3. mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Gemeinde ihre
Hauptwohnung haben.
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den Rahmen festlegen, innerhalb dessen der Integrationsrat über ihm vom Rat
zugewiesene Haushaltsmittel entscheiden kann.

(11) Für die Wahl zum Integrationsrat nach Absatz 2 Satz 1 gelten die §§ 2, 5 Absatz
1, §§ 9 bis 13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des
Kommunalwahlgesetzes entsprechend; § 29 Kommunalwahlgesetz gilt
entsprechend, soweit die Gemeinden keine abweichenden Regelungen treffen. Das
für Kommunales zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung das Nähere
über die Wahlvorschläge sowie weitere Einzelheiten über die Vorbereitung und
Durchführung der Wahl sowie über die Wahlprüfung regeln.

(12) Anstelle eines Integrationsrates kann durch Beschluss des Rates ein beratender
Ausschuss (Integrationsausschuss) gebildet werden. Für den Integrationsausschuss
gelten die Regelungen für den Integrationsrat entsprechend. Ergänzend sind auf den
integrationsausschuss § 57 Absatz 4 Sat  1 und § 58 anzuwenden. Die Zahl der
nach Absatz 2 Satz 1 gewählten Mitglieder muss die Zahl der vom Rat nach Absatz 2
Satz 4 bestellten Ratsmitglieder und der vom Rat nach § 58 Absatz 3 bestellten
sachkundigen Bürger übertreffen. Der Integrationsausschuss ist wie ein
Ratsausschuss in die Beratungsfolge des Rates einzubinden.


